
Gleichstellung

Frauenversteher 
Adenauer
Konrad Adenauer, Grün-
dungskanzler der Republik,
war ein früher Vertreter der
Frauenförderung – allerdings
auch ein erfolgloser. Das 
belegt eine Akte aus dem
Bundesarchiv. Demnach ver-
langte der Deutsche Frauen-
ring ein halbes Jahr nach
Gründung der Bundesrepu-
blik 1949 vom Kanzler, Frau-
en beim Aufbau der Bundes-
behörden „maßgeblich zu be-

teiligen“. Der 73-jährige
Adenauer stimmte sofort zu.
Der spätere Kanzleramtschef
Hans Globke suchte Kandi-
datinnen und forderte alle
Minister auf, „mehr Frauen
einzustellen“. Diese würden
„alle Fragen stärker vom
Menschen und vom Leben
her betrachten“ und seien
dadurch „den Gefahren der
Bürokratie weniger ausge-
setzt“, heißt es in dem Ent-
wurf des Schreibens. Doch
die Ressorts mauerten offen-
bar. Mal fehlten angeblich
die Adressen der Kandida -

tinnen, mal war keine Stelle
frei. Im Juni 1950 schrieb 
Helene Weber, CDU-Bundes-
tagsabgeordnete und später
Vorsitzende der Frauen-
 Union, an Globke, ihre „Ent-
täuschung über die Behand-
lung der Frauenfragen in den
Ministerien“ werde jeden
Tag größer. Einen Erfolg er-
zielte Weber – freilich erst
1961. Da ernannte Adenauer
auf ihr Drängen hin erstmals
eine Frau zur Bundesministe-
rin: Elisabeth Schwarzhaupt
übernahm das Gesundheits-
ressort. klw
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Bundestag

Herr Abgeordneter!
Im nächsten Bundestag werden voraus-
sichtlich so wenige Frauen sitzen wie
zuletzt vor 15 Jahren. Das ergeben Be-
rechnungen auf Grundlage aktueller
Umfragewerte und Listenaufstellungen
der Parteien, die auf der Internetplatt-
form Mandatsrechner.de einsehbar sind:
Im kommenden Parlament würden
demnach nur rund 32 Prozent der Man-
date an Frauen gehen, aktuell sind es
37,1 Prozent. Das läge nicht nur an der
AfD, bei der fast nur Männer auf den
aussichtsreichen Listenplätzen für die
Bundestagswahl stehen, sondern auch
an FDP und Union. Nach aktueller
Lage schafften es nur 13 FDP-Frauen in
den Bundestag, aber 42 liberale Männer.
Bei der Union würde der Anteil der
Frauen von 26 auf 20 Prozent schrump-
fen. Nur bei den Grünen (58 Prozent),

der Linken (53 Prozent) und der SPD
(44 Prozent) bliebe der Frauenanteil na-
hezu gleich. „Frauen sind zurzeit in
 allen Parlamenten von den Kommunen
bis zum Bund massiv unterrepräsen-
tiert“, kritisiert Grünen-Spitzenkandida-
tin Katrin Göring-Eckardt. Das müsse
sich ändern. Ihre Partei will in der
nächsten Legislatur prüfen, „welche ver-
fassungsgemäßen Möglichkeiten es gibt,
den Frauenanteil in den Parlamenten
zu erhöhen, und ob beispielsweise ein
Paritätsgesetz helfen kann, diesen unan-
gemessenen Zustand abzustellen“. Ein
solches Gesetz könnte, wie in Frank-
reich, den Parteien vorschreiben, ihre
Kandidatenlisten entsprechend zu be-
setzen, oder die staatliche Parteien -
finanzierung an die Geschlechtervertei-
lung koppeln. akm
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Adenauer, Sekretärinnen des Kanzleramts 1963 

Bundeswehr

Zweifel an Pfeiffer
Der Beirat für Fragen der In-
neren Führung der Bundes-
wehr zweifelt an der geplan-
ten Ernennung Christian
Pfeiffers zum Chefermittler
gegen „sexuelle Übergriffe,
Rohheitsdelikte und Mob-
bing“. In einem vertraulichen
Schreiben an die Verteidi-
gungsministerin machte das
Beratungsgremium deutlich,
dass es die Berufung des Han-
noveraner Kriminologen ab-
lehne. Ministerin  Ursula von
der Leyen hatte nach den 
diversen Bundeswehraffären
der vergangenen Monate an-
gekündigt, sie wolle Pfeiffer
mit einer aufwendigen Feld-
studie zur inneren Lage der
Streitkräfte beauftragen. Auf
einer Sitzung des Beirats ge-
lang es Pfeiffer in der vergan-
genen Woche nicht, die Be-
denken des Gremiums auszu-
räumen. Das Ministerium 
verweist  darauf, dass vor ei-
nem Vertragsschluss noch
zahlreiche „inhaltliche, orga-
nisatorische und vergabe-
rechtliche Fragen“ zu klären
seien. „Das klingt so, als 
wolle die Ministerin ihre
Pfeiffer-Idee klammheimlich
beerdigen“, sagt der Grü -
nen-Verteidigungspolitiker
Tobias Lindner. ham


